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Stellungnahme zum Entwurf des 

Bundesministeriums für Gesundheit für ein Gesetz 

zur Stärkung der Pflegekompetenz 

(Pflegekompetenzgesetz  PKG) 

(Stand 23. Juni 2025) 

Einleitung 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit der 

Stellungnahme zum vorliegenden 

Referentenentwurf. 

Als Selbsthilfeorganisation vertreten wir die 

Interessen der 1,8 Millionen Menschen mit 

Demenz und ihrer Angehörigen in Deutschland. 

1,8 Millionen Menschen, die wie alle 

pflegebedürftigen Personen in der großen 

Mehrzahl zuhause von ihren Angehörigen 

betreut, begleitet und gepflegt werden. Der 

vorliegende Referentenentwurf sieht bessere 

Regelungen zur Stärkung der Selbsthilfe vor, 

das ist nachdrücklich zu begrüßen. Gegenüber 

dem Gesetzesentwurf zum PKG aus 2024 sind 

allerdings einige andere Verbesserungen für 

Menschen mit Pflegebedarf wieder 

herausgefallen, was wir ausdrücklich 

bedauern. Nach wie vor kann und wird mit 

diesen Gesetzesänderungen die Not so vieler 

Menschen mit Demenz und ihrer Familien, die 

keinen ambulanten Pflegedienst finden, für die 

es keinen Tage- oder Kurzzeitpflegeplatz gibt, 

nicht gemildert.   

Die dringend benötigte große Systemreform, 

mit der die Pflegeversicherung zukunftsfest 

und nachhaltig gestaltet werden muss, steht 

weiterhin aus. Dieser Entwurf kann und wird 

nur ein kleiner Zwischenschritt sein. Die 

Versorgung pflegebedürftiger Menschen ist 

eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie darf 

nicht ausschließlich zulasten der betroffenen 

Familien und des Ehrenamts gehen.
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Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz nimmt zum 

vorliegenden Referentenentwurf wie folgt Stellung: 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

§ 5 SGB XI Prävention in Pflegeeinrichtungen und in der häuslichen Pflege, Vorrang von 

Prävention und medizinischer Rehabilitation 

Wir begrüßen es, dass auch in anderen Zusammenhängen als der Pflegebegutachtung Maßnahmen zur 

verhaltensbezogenen Prävention empfohlen werden können.  

Präventiv wirksam könnte es darüber hinaus sein, wenn Pflegekurse/-schulungen gem. § 45 SGB XI sich 

neben Angehörigen auch an Betroffene richten und diese (analog zu § 45d) auch in § 45 ausdrücklich 

benannt werden. In allen Schulungen für Angehörige, die die Alzheimer-Gesellschaften durchführen, wird 

immer häufiger von Teilnehmenden formuliert, dass auch die Betroffenen selbst (wenn sie denn in einem 

frühen Stadium eine Diagnose erhalten) an einem Pflegekurs teilnehmen möchten. Angesichts der 

Tatsache, dass Pflege in der Häuslichkeit immer im Aushandlungsprozess von Betroffenen und deren 

Angehörigen stattfinden muss und dass die Beteiligung von den Betroffenen immer vehementer 

eingefordert wird, würden wir eine entsprechende Erweiterung begrüßen.  

Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 7a SGB XI Pflegeberatung  

Die Möglichkeit, dass die Pflegekassen sich an der Finanzierung und arbeitsteiligen Organisation von 

Beratungsaufgaben anderer Träger beteiligen können, begrüßen wir. Wir sehen darin die Chance, dass 

die wohnortnahe Angehörigenberatung gestärkt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 20 

§ 34 SGB XI Ruhen der Leistungsansprüche 

Die einheitliche Festsetzung der Fristen, für die u.a. bei Auslands- oder Krankenhausaufenthalt (anteiliges) 

Pflegegeld, aber auch die Leistungen zur Sozialversicherung für die Pflegepersonen gezahlt werden, auf 8 Wochen. 

begrüßen wir. Nicht nur sind diese Fristen in bestimmten Fällen nun großzügiger bemessen, durch die 

Einheitlichkeit wird es so für die Betroffenen (ebenso wie für die Mitarbeitenden der Pflegekassen) auch leichter, 

einen Überblick über ihre Leistungsansprüche zu erhalten.  

Zu Artikel 1 Nr. 22 

§ 37 SGB XI Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehilfen 

In § 37 wird neu geregelt, dass die Beratungsbesuche in allen Pflegegraden nur noch halbjährlich verpflichtend sind, 

bei Pflegegrad 4 und 5 können sie optional vierteljährlich abgerufen werden. Diese Regelung halten wir für eine 

hochproblematische Verschlechterung im Vergleich zur bisherigen Situation, denn bei den hochgradig 

pflegebedürftigen Personen in den Pflegegraden 4 und 5 ändert sich der Pflegebedarf erfahrungsgemäß schnell. Mit 

der Verpflichtung zum vierteljährlichen Beratungsbesuch ist eine hinreichende Unterstützung und Beratung 

deutlich besser gewährleistet, was auch einen Schutz für Pflegebedürftige und ihre Pflegepersonen bedeutet.  

Dass die Beratungsinhalte bei den Beratungsinhalten in Absatz 3a konkreter ausformuliert und gegenüber dem 

bisherigen Gesetzestext erweitert werden, begrüßen wir. Insbesondere sehen wir in der Verpflichtung der 
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Pflegekassen, Pflegebedürftige bei der Inanspruchnahme der von der Pflegefachkraft empfohlenen 

Unterstützungsmaßnahmen zu unterstützen, eine wichtige Verbesserung.  

Zu Artikel 1 Nr. 26 

§ 40a SGB XI Digitale Pflegeanwendungen 

Die Ausweitung des Anspruchs auf digitale Pflegeanwendungen auf pflegende Angehörige und 

ehrenamtlich Tätige ist zu begrüßen. Damit Pflegebedürftige und Angehörige davon profitieren können, 

müssen digitale Pflegeanwendungen aber auch verfügbar sein und die Betroffenen in geeigneter Weise 

darauf hingewiesen werden.  

Zu Artikel 1 Nr. 27 

§ 40b SGB XI Digitale Pflegeanwendungen 

Die Erhöhung des Leistungsanspruchs für die Nutzung von digitalen Pflegeanwendungen insgesamt 

begrüßen wir ebenso wie die klare Aufteilung und Zuordnung dieser Leistung auf die Aufwendungen für 

die digitale Pflegeanwendung einerseits und die ergänzenden Unterstützungsleistungen durch 

ambulante Pflegeeinrichtungen andererseits. Ob sich dies in der Praxis bewährt, lässt sich aber erst 

beurteilen, wenn digitale Pflegeanwendungen auch tatsächlich verfügbar sind. Zudem ist fraglich, ob 40 

Euro pro Monat für komplexere DiPAs ein ausreichendes Budget sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 
§ 45c Förderung der Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen und des Ehrenamts, 

Verordnungsermächtigung 

Eine Erhöhung des Fördervolumens von 25 auf 60 Millionen Euro pro Jahr begrüßen wir ausdrücklich, 

darüber hinaus auch, dass in der Gesetzesvorlage eine Finanzierung von Unterstützungsstrukturen der 

Angebote nach § 45a vorgesehen ist. Sehr zu begrüßen ist zudem der erweiterte Absatz 8 dieses 

Paragraphen, der die Anhörung von Verbänden der Menschen mit Behinderungen, der Pflegebedürftigen 

und ihrer Angehörigen und vergleichbar Nahestehender auf Bundesebene festschreibt, soweit Belange 

von Fördermittelempfangenden betroffen sind. 

Artikel 1 Nr. 31 

§ 45d Förderung der Selbsthilfe in der Pflege, Verordnungsermächtigung  

Wir begrüßen die geplante Erhöhung der Fördermittel nach Absatz 1 pro Versichertem zum Auf- 

und Ausbau und zur Unterstützung von Selbsthilfegruppen, -organisationen und -kontaktstellen, die sich 

die Unterstützung von Pflegebedürftigen sowie von deren Angehörigen und vergleichbar Nahestehenden 

zum Ziel gesetzt haben. Die vorgesehenen Regelungen beinhalten Verbesserungen sowohl auf regionaler, 

Landes- als auch auf Bundesebene. Positiv, besonders auch für Landesverbände mit großen 

Einzugsgebieten, ist, dass ausdrücklich auch digitale Anwendungen gefördert werden.  

Die in Absatz 4 dargelegte Bewilligung von Fördermitteln für drei bis maximal fünf Jahre für bundesweite 

Tätigkeiten bedeutet in der Praxis mehr Planungssicherheit und ist ebenfalls positiv zu werten. 

Die Aufteilung der Bereitstellung der Fördermittel in Höhe von 25 % vom Bundesland und 75 % von den 

Pflegekassen bleibt erhalten. Durch die Erhöhung um 0,01 Cent je Versichertem erhöhen sich allerdings 

die Länderanteile, was angesichts der Haushaltslage problematisch scheint.  
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Zu Artikel 1 Nr. 31 

§ 45e SGB XI Förderung der Zusammenarbeit in regionalen Netzwerken  

Wir begrüßen die Erhöhung der Förderung von regionalen Netzwerken auf 30.000 Euro pro Netzwerk. 

Auch die vorgesehene Förderdauer von bis zu drei Jahren sowie die Möglichkeit der wiederholten 

Förderung ist positiv. Allerdings sind Bundesländer mit großen Landkreisen und ländlicheren Strukturen 

nach wie vor durch eine Förderung von maximal zwei Netzwerken pro Landkreis benachteiligt. Wir regen 

deshalb an, dass Pflegekassen ermöglicht wird, mit einem Ermessensspielraum weitere Netzwerke zu 

bewilligen, wenn weiterer Bedarf plausibel begründet werden kann. Zu berücksichtigen wären hier die 

Fläche des Landkreises, die Anzahl der Pflegebedürftigen sowie die Altersstruktur im Landkreis. 

In den vergangenen Jahren sind in den Bundesländern zahlreiche Unterstützungsstrukturen (teils in 

Modellprojekten) entstanden, die regionale Netzwerke bei der Gründung und Umsetzung begleiten. Eine 

Geschäftsstelle auf Bundesebene schafft hier keinen Mehrwert, ist sie doch von der Situation vor Ort weit 

entfernt. Wir würden deshalb begrüßen, wenn die für die Geschäftsstelle vorgesehenen Mittel in die 

Unterstützerstrukturen auf Landesebene fließen würden. 

Zu Artikel 1 Nr. 32 

§ 45f SGB XI Zusätzliche Leistungen für Pflegebedürftige in ambulant betreuten 

Wohngruppen 

Bedauerlicherweise wird der Zuschlag für Pflegebedürftige in ambulant betreuten Wohngruppen nicht 

erhöht, sondern mit dem Betrag 22  Wir haben dies bereits beim PUEG kritisiert und 

erneuern diese Kritik nun. 

§ 45h/92c SGB XI Leistungen in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen zur 

pflegerischen Versorgung gemäß § 92c/ Verträge zur pflegerischen Versorgung in 

gemeinschaftlichen Wohnformen 

§ 92 c schafft eine weitere Möglichkeit, gemeinschaftliches Wohnen zu organisieren. Allerdings erfolgt 

dies rein trägerorientiert und -organisiert. Die Beteiligung der Zivilgesellschaft ist bei dieser neuen 

Versorgungsform nicht vorgesehen. Insofern ist es ein anderer Ansatz, als bei den seit vielen Jahren gut 

etablierten, selbstorganisierten und selbstverwalteten Pflegewohngemeinschaften für Menschen mit 

Demenz. Da § 45h zudem eine andere Unterstützung gemeinschaftlicher Wohnformen nach § 92c SGB XI 

vorsieht, sind die Sorgen groß, dass die selbstorganisierten Pflegewohngemeinschaften nicht 

weiterbestehen werden können. Sind die Eigenanteile für die Bewohner:innen in den neu geschaffenen 

gemeinschaftlichen Wohnformen tatsächlich geringer als für eine stationäre Einrichtung oder eine 

selbstverwaltete Pflege-WG, wird dies Auswirkungen auf die Gewährung von Hilfe zur Pflege durch die 

Sozialämter haben. Dies schränkt die Wahlfreiheit der Betroffenen ein und stellt einen entscheidenden 

Nachteil für die bestehenden Pflege-WGs dar. Hinzu kommen Fragen, ob, wie und wann die Umsetzung in 

den entsprechenden Landesgesetzen vorgenommen werden kann und welche Qualitätskriterien gelten 

sollen. 

Ganz allgemein sei angefügt, dass mit den Regelungen des § 92c quasi ein weiterer zusätzlicher 

Versorgungssektor geschaffen wird, obwohl Fachexpert:innen seit Jahren eine Öffnung/Abschaffung der 

Sektorengrenzen fordern. 
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Zu Artikel 1 Nr. 67 

 

Die Flexibilisierung der leistungserbringungsrechtlichen Rahmenbedingungen, die auch eine 

sektorenübergreifende Leistungserbringung ermöglicht, ist grundsätzlich zu begrüßen. Diese ist jedoch 

auch schon in den Modellvorhaben gemäß § 123 SGB XI möglich, ohne dass es darüber hinaus 

zusätzlicher Modellvorhaben bedürfen würde. Die neuen Regelungen geben bedauerlicherweise keine 

wirkliche Antwort auf den dringenden Handlungsbedarf in der Langzeitpflege. Statt weiterer 

Modellvorhaben wäre es unseres Erachtens sinnvoller, die bereits aus vorangegangenen Modellvorhaben 

gewonnenen Erkenntnisse in die regelhafte Versorgung zu integrieren. Die Befristung der Modelle 

verhindert eine nachhaltige Etablierung.  

Schlussbemerkungen 

Der Referentenentwurf zeigt einige positive Ansätze: 

 Die Stärkung der Kompetenzen von Pflegefachpersonen und damit auch Steigerung der 

Attraktivität in einem Arbeitsfeld zu arbeiten, das auch ein hohes Maß an selbstbestimmtem und 

gestalterischem Arbeiten ermöglicht. 

 Eine Stärkung der Strukturen zur Stärkung von pflegenden An- und Zugehörigen, die einen 

Großteil der Versorgung stemmen und häufig mit ihren Belastungen allein gelassen sind. 

 Eine stärkere Einbindung der Kommunen bei der Sicherstellung der pflegerischen Versorgung. Im 

kommunalen Geschehen kann am besten eingeschätzt werden, was die Menschen vor Ort 

wünschen und benötigen. 

 Die Stärkung der Prävention, auch dort, wo Menschen bereits in der pflegerischen Versorgung 

angekommen sind.  

Gleichzeitig ist es in diesem Gesetzentwurf bedauerlicherweise nicht gelungen eine Entbürokratisierung, 

eine bessere Transparenz der Ansprüche für Pflegebedürftige sowie eine Vereinfachung der Prozesse zu 

schaffen. Dabei ist genau der bürokratische Aufwand eine der Hauptbelastungen für die pflegenden 

Familien. 

Weiterhin fehlt ein umfassendes, flexibel nutzbares Entlastungsbudget. Die in 2024 noch vorgesehenen 

erweiterten Umwandlungsansprüche für den ambulanten und teilstationären Sachleistungsbetrag 

finden sich im aktuellen Entwurf leider nicht mehr wieder. 

Auch das noch im Gesetzentwurf 2024 vorgesehene Amt der oder des Beauftragten der Bundesregierung 

für Pflege und damit auch der damals geplante Beirat sind im aktuellen Entwurf nicht mehr enthalten. 

Dies ist sehr bedauerlich, da damit ganz offensichtlich auch eine frühzeitige und umfassende 

Beteiligung von Menschen mit Pflegebedarf und beruflich Pflegenden in Fragen der Pflege  nicht mehr 

gewollt ist. 
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Insgesamt enthüllt der Referentenentwurf die prekäre Situation innerhalb des Pflegesystems. Es gibt 

weder genug ambulante, teilstationäre noch stationäre Versorgungsangebote für die steigende Zahl der 

Pflegebedürftigen. Eine wirksame Antwort auf den Mangel an Pflege(fach)kräften ist immer noch nicht 

gefunden. Also nimmt man hier die Familien und das Ehrenamt mit den geplanten Maßnahmen noch 

mehr in die Pflicht. Angehörige sind aber schon heute an der Grenze ihrer Belastbarkeit. Eine gute 

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist weiter nicht in Sicht. Und auch die Ehrenamtlichen, die man so 

dringend braucht, lassen sich für die Angebote vor Ort kaum noch finden.  

Ganz grundsätzlich ist die Frage zu stellen, ob die Einführung neuer Regelungen durch das PKG, 

abgesehen von den Regelungen, bei denen es um die Kompetenzzuordnung zugunsten von 

Pflegefachpersonen geht, zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll ist. Es steht zu erwarten, dass der 

Beratungsprozess der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu grundlegenden Reformen 

im Pflegeversicherungssystem führen wird, welche die jetzt vorgesehenen Änderungen vermutlich in 

großen Teilen obsolet werden lassen. 

Berlin, 11. Juli 2025 

 


